
ihn das Notariat aus seinem Amt. Gegen diesen Be
schluß legte der Pfleger Beschwerde ein, der das Staat
liche Notariat nicht abhalf. Nachdem der Richter nur 
mit dem Beschwerdeführer eine Aussprache hatte, 
wurde der Beschwerde stattgegeben, der Nachlaßpfle
ger also im Amt belassen.
Die Überprüfung dieser Sache ergab, daß die Ent
scheidung des Kreisgerichts im Ergebnis richtig ist, 
da weder das Staatliche Notariat noch die örtlichen 
Organe von den ihnen gesetzlich gegebenen Möglich
keiten zur beschleunigten Regelung der Sache Ge
brauch gemacht hatten. Trotzdem kann die Entschei
dung des Kreisgerichts nicht überzeugen, weil die be
reits mit der Sache befaßten gesellschaftlichen und 
staatlichen Organe in das Verfahren hätten einbezogen 
werden müssen. Das aber kann am wirkungsvollsten 
in der mündlichen Verhandlung geschehen. Hält es das 
Kreisgericht für zweckmäßig, sich bereits in Vorberei
tung der mündlichen Verhandlung mit sachkundigen 
Bürgern und Kollektiven zu beraten, um seine Sach
kunde zu erhöhen und Kenntnis von der Materie und 
den Zusammenhängen, Umständen und Bedingungen 
der Sache zu gewinnen, dann sollte zumindest ein 
Vertreter dieser Kräfte in der mündlichen Verhandlung 
zugegen sein.

Zur Form der Beschwerdeentscheidung
Die Entscheidung des Kreisgerichts ist im Beschluß
verfahren zu treffen. Die ergehenden Beschlüsse sind 
in ihrem Charakter den Urteilen sehr ähnlich, da sie 
ebenso wie diese ein Verfahren zum Abschluß brin
gen5.
Die Auswertung der im Bezirk Halle bisher ergange
nen Beschlüsse hat ergeben, daß Beschlußrubrum und 
-tenor wiederholt Mängel aufwiesen. So ist nicht 
immer zu erkennen, daß es sich um eine Beschwerde- 
entscheidung handelt. Verfehlt ist auch die Formulie
rung: „In der Beschwerdesache des A gegen das Staat
liche Notariat B . . . “  Falsch ist weiter, daß der Be
schluß in der Sachakte des Notariats und sogar unter 
dem Aktenzeichen des Notariats erlassen wird. In 
der Anordnung des Ministeriums der Justiz zur vor
läufigen Ergänzung der Aktenordnung für die 
Kreis- und Bezirksgerichte vom 3. Mai 19576 ist aus
drücklich die Registrierung dieser Beschwerdevorgänge 
und die Anlegung von Blattsammlungen beim Kreis
gericht festgelegt worden. Richtig ist, wenn das Kreis-

5 Für ihre Verkündung und Zustellung gilt § 329 ZPO sinn
gemäß.
6 Anordnung vom 24. April 1963 (Verfügungen und Mitteilungen
des Ministeriums der Justiz Nr. 3/63).

gericht unter eigenem Aktenzeichen durch Beschluß 
entscheidet und ausdrückt, daß es sich um ein Be
schwerdeverfahren gegen den Beschluß des Staatlichen 
Notariats (Sache, Aktenzeichen, Datum) handelt, die 
Beteiligten (Name, Beruf, Wohnanschrift) angibt und 
dann die Entscheidung über die Beschwerde unter An
gabe des Beschwerdeführers trifft. Auch die Kosten
entscheidung gehört dazu. Notfalls muß im Beschluß
rubrum auch der gesetzliche oder sonstige Vertreter 
des Beschwerdeführers enthalten sein. In der Begrün
dung sind der Sachverhalt, das Volbringen des Be
schwerdeführers und die Gründe, die das Gericht zu 
seiner Entscheidung veranlaßt haben, genau darzu
legen. Sie sollte mit einer Rechtsmittelbelehrung, d. h. 
mit der Angabe, daß der Beschluß endgültig ist, ab
schließen.
Die untersuchten Entscheidungen lassen erkennen, daß 
die Gerichte teilweise noch unsicher in der Anwendung 
der neuen Bestimmungen sind. Das zeigt sich in fol
genden Mängeln:
— Das Rechtsmittel wird falsch bezeichnet, so z. B. als 

Widerspruch statt als Beschwerde.
— Uber die Kosten wird teilweise überhaupt nicht, 

teilweise falsch entschieden. (Die Kosten des Ver
fahrens sind nicht nach den Bestimmungen der 
Zivilprozeßordnung, sondern nach §§ 123 ff. KostO 
zu erheben7.)

— Die gesetzliche Grundlage der Tätigkeit des Kreis
gerichts wird nicht bzw. nur unzureichend bezeich
net.

— Die 14-Tage-Frist des § 20 Abs. 1 NotVerfO zur Er
ledigung der Beschwerde wird nicht eingehalten; 
sie wird teilweise erheblich überschritten.

Die Frage nach der Art der Beschwerdeentscheidung 
muß dahingehend beantwortet werden, daß es sich 
dabei nicht um Rechtsprechungs-, sondern um Rechts
pflegetätigkeit der Kreisgerichte handelt. Dabei darf 
Rechtspflege- und Rechtsprechungstätigkeit nicht als 
etwas Gegensätzliches angesehen werden, sondern im 
Verhältnis des Allgemeinen zum Besonderen. Die 
Tätigkeit der Staatlichen Notariate zur Organisierung 
des zivilen Rechtsverkehrs gehört ebenso zur Zivil
rechtspflege wie die Beschwerdeentscheidung der 
Kreisgerichte nach § 38 Abs. 3 GVG.

 ̂ Vgl. Zlff. 4 des Rundschreibens des Ministeriums der Justiz 
Nr. 8/63 vom 18. Juni 1963 (Verfügungen und Mitteilungen des 
Ministeriums der Justiz Nr. 4/63).
Die Berechnung und Einziehung der Kosten des Beschwerde
verfahrens hat durch das Staatliche Notariat zu erfolgen (Ziff. 6 
des bereits zitierten Rundschreibens Nr. 19/64 des Ministeriums 
der Justiz).

2um SO. Jahrestag der ^rofjau Sozialistischen Oktoberrevolution

Die Entwicklung der Gesetzgebung über die Leitung 
der Gerichte in der UdSSR

In Übereinstimmung mit den jeweiligen Aufgaben, die 
den Gerichten von der Kommunistischen Partei und 
dem Sowjetstaat gestellt wurden, haben sich auch die 
Formen und Methoden der Verwaltung (Leitung) der 
Gerichte verändert.
In der ersten Etappe der Sowjetmacht war es notwen
dig, die alten Gerichte der Bourgeoisie und der Grund
besitzer zu liquidieren und ein neues, ein wahrhaftes 
Volksgericht zu schaffen.
Bereits am 8. November (26. Oktober) 1917 wurde ein 
Volkskommissariat für Justiz der RSFSR eingerichtet, 
dem neben anderen Aufgaben auch die Leitung der Ge
richte oblag. Durch das Dekret über das Gericht Nr. 1

vom 24. November 1917 wurden Justizkommissare als 
Organe der gerichtlichen Verwaltung eingesetzt. Nach
dem die alten Gerichte liquidiert und neue Gerichte so
wie andere Justizeinrichtungen geschaffen worden wa
ren, löste das Volkskommissariat für Justiz der RSFSR 
am 15. Juli 1918 die Einrichtung der Kreisjustizkommis
sare wieder auf. Die Gouvernementskommissariate der 
Justiz wurden in Übereinstimmung mit Art. 63 der 
Verfassung der 'RSFSR aus dem Jahre 1918 in Gouver
nementsjustizabteilungen umgewandelt.

Solange die Aufsicht über die Gerichte nicht von den 
Gerichten selbst ausgeübt werden konnte, stellten die 
Justizabteilungen die einzigen Organe zur Verwaltung
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